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1. Vorbemerkung 

Diese Ausarbeitung befasst sich auftragsgemäß mit der Ausbürgerung deutscher Emigranten 
durch das NS-Regime zwischen 1933 und 1945. Sie geht dabei insbesondere auf die in diesem 
Zeitraum im Deutschen Reichsanzeiger erschienenen Ausbürgerungslisten ein sowie auf die Ex
patriierung des früheren Berliner Polizeivizepräsidenten Bernhard Weiß, der mit 32 weiteren Per
sönlichkeiten aus Politik und Gesellschaft auf der 1. Ausbürgerungsliste vom 25. August 1933 
stand. Ferner wird die Entwicklung der NS-Ausbürgerungspraxis skizziert und abschließend die 
Frage der Wiedereinbürgerung zwangsausgebürgerter NS-Emigranten nach 1945 beleuchtet. 

2. Die Ausbürgerung deutscher Staatsangehöriger 1933-1945 

2.1. Das „Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen 
Staatsangehörigkeit“ vom 14. Juli 1933 und seine Folgen für die Betroffenen 

Die zwangsweise Entziehung der deutschen Staatsangehörigkeit war eines der zentralen juristi
schen Kampfinstrumente des nationalsozialistischen Regimes gegen politische Gegner und vor 
allem gegen Juden, die nach der Machtübergabe an die Nationalsozialisten am 30. Januar 1933 
ins Ausland geflohen waren.1 Bereits im Jahr 1920 hatte die NSDAP in ihrem Parteiprogramm im
plizit verlangt, der jüdischen Bevölkerung die Staatsangehörigkeit abzuerkennen.2 Auch der 
Chefideologe der NSDAP, Alfred Rosenberg, hatte in seinem Hauptwerk „Der Mythus des 
20. Jahrhunderts“ im Jahr 1930 gefordert, dass ein Deutscher, der sich im Ausland „einer Be
schimpfung des deutschen Volkes schuldig“ mache, für ehrlos erklärt, alle Staatsbürgerrechte 
verlieren, für immer des Landes verwiesen und in „die Acht getan“ werden sollte.3 

Wenige Monate nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten verabschiedete das Reichska
binett das „Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen 
Staatsangehörigkeit“ vom 14. Juli 1933.4 Das Gesetz sollte noch vor Beginn der Kabinettsferien 
verabschiedet werden, um von Seiten des Staates gegen sich im Ausland befindende „Landesver
räter“ sofort vorgehen und sie bestrafen zu können, wie Reichsinnenminister Wilhelm Frick in 

 

1 Daniel Eichmann/Sabine Siehr: Das Recht auf die deutsche Staatsangehörigkeit für ausgebürgerte deutsche Ju
den und ihre Nachkommen. In: Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik 22 (2002), 3, S. 89-94, hier: 
S. 90. 

2 Im NSDAP-Parteiprogramm vom 24. Februar 1920 hieß es unter „4. Staatsbürger kann nur sein, wer Volksge
nosse ist. Volksgenosse kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, ohne Rücksichtnahme auf Konfession. Kein 
Jude kann daher Volksgenosse sein.“ (https://www.dhm.de/lemo/bestand/objekt/gruendungsprogramm-der-
nsdap-1920) 

3 Hans Georg Lehmann: Acht und Ächtung politischer Gegner im Dritten Reich. Die Ausbürgerung deutscher 
Emigranten 1933-45. In: Die Ausbürgerung deutscher Staatsangehöriger 1933-45 nach den im Reichsanzeiger 
veröffentlichten Listen. Herausgegeben von Michael Hepp. Eingeleitet von Hans Georg Lehmann und Michael 
Hepp, Band: 1 Listen in chronologischer Reihenfolge, München 1985, S. IX-XXIII, hier: S. XVII. 

4 Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit: Vom 
14. Juli 1933, RGBl. I, S. 480, abgedruckt in: Die Ausbürgerung deutscher Staatsangehöriger 1933-45 nach den 
im Reichsanzeiger veröffentlichten Listen. Herausgegeben von Michael Hepp. Eingeleitet von Hans Georg Leh
mann und Michael Hepp, Band 1: Listen in chronologischer Reihenfolge, München 1985, S. XLI-XLII. 

https://www.dhm.de/lemo/bestand/objekt/gruendungsprogramm-der-nsdap-1920
https://www.dhm.de/lemo/bestand/objekt/gruendungsprogramm-der-nsdap-1920
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dem Begleitschreiben zur Vorlage des Gesetzentwurfes bekannte.5 Das Gesetz führte zwei neue 
Rechtsinstitute ein, die der bisherigen deutschen Rechtstradition widersprachen: zum einen die 
„Denaturalisation“, d. h. die Widerrufung einer vorausgegangenen Einbürgerung, und zum ande
ren die „Strafexpatriation“, d.h. die individuelle Aberkennung der Staatsangehörigkeit und Be
strafung von Emigranten aus politisch-ideologischen Gründen.6 

Nach § 1 des Gesetzes konnten Einbürgerungen, die in der Zeit zwischen dem 9. November 1918 
und dem 30. Januar 1933 vorgenommen worden waren, widerrufen werden, falls die Einbürge
rung „als nicht erwünscht“ anzusehen sei. Ob dies der Fall sei, beurteile sich, wie es in der 
Durchführungsverordnung zu dem Gesetz vom 26. Juli 1933 hieß, „nach völkisch-nationalen 
Grundsätzen. Im Vordergrund stehen die rassischen, staatsbürgerlichen und kulturellen Gesichts
punkte für eine den Belangen von Reich und Volk zuträgliche Vermehrung der deutschen Bevöl
kerung durch Einbürgerung.“7 Der Widerruf konnte von den Betroffenen nicht angefochten wer
den. Die Staatsangehörigkeit sollte vor allem während der Weimarer Republik eingebürgerten 
„Ostjuden“ entzogen werden, ferner Kriminellen und sogenannten Volks- und Staatsfeinden.8 
Auf Grundlage des § 1 des Gesetzes wurden insgesamt 10.487 Widerrufsbescheide ausgespro
chen, von denen sich 6.943 auf Juden und 3.544 auf Nichtjuden bezogen. Da sich die Denaturali
sationen auch auf Ehefrauen und Kinder erstreckten, wird die Gesamtzahl der wieder ausgebür
gerten Personen auf das Drei- bis Vierfache veranschlagt.9 

§ 2 des Gesetzes ermöglichte, Deutschen die Staatsangehörigkeit individuell abzuerkennen, falls 
sie sich im Ausland aufhielten oder ihren Aufenthalt nach dem 30. Januar 1933 in das unter Völ
kerbundmandat stehende Saargebiet verlegt hatten und entweder „durch ein Verhalten, das ge
gen die Pflicht zur Treue gegen Reich und Volk verstößt, die deutschen Belange geschädigt ha
ben“ oder einer „Rückkehraufforderung nicht Folge leisten“, die der Reichsinnenminister unter 
Hinweis auf diese Vorschrift an sie gerichtet hat.10 Weiter konkretisiert wurde die Gesetzesinten
tion in der Durchführungsverordnung vom 26. Juli 1933: „Ein der Treuepflicht gegen Reich und 

 

5 Hans Georg Lehmann: Acht und Ächtung politischer Gegner im Dritten Reich, a. a. O., S. XI. 

6 Die Denaturalisation brach mit bisherigen Rechtsgrundsätzen und griff radikal in den bestehenden Rechtsstatus 
der Staatsangehörigkeit ein, wie der Jurist und Historiker Dieter Gosewinkel betont: „Für die liberale, das Indi
viduum stützende Rechtsdogmatik des bürgerlichen Rechtsstaats seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert unvor
stellbar war die einseitige staatliche Rücknahme eines mitwirkungsbedürftigen Verwaltungsaktes aus nachträg
lich eingetretenen Gründen.“ (Dieter Gosewinkel: Einbürgern und ausschließen. Die Nationalisierung der Staats
angehörigkeit vom Deutschen Bund bis zur Bundesrepublik Deutschland, Göttingen 2001, S. 371) Eine Ausbür
gerung hatte das Reichs- und Staatsangehörigkeitsrecht von 1913 bis dahin strikt an die Verletzung fundamenta
ler Loyalitätsverpflichtungen gegenüber der staatlichen Gemeinschaft gebunden: Wehrpflichtentziehung, Fah
nenflucht und den unerlaubten Eintritt in fremde Staatsdiente. (Ebenda, S. 371) 

7 Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit. Vom 26. Juli 1933, RGBl. I, S. 538, abgedruckt in: Die Ausbürgerung deutscher 
Staatsangehöriger 1933-45 nach den im Reichsanzeiger veröffentlichten Listen, a. a. O, S. XLII-XLIV. 

8 Hans Georg Lehmann: Acht und Ächtung politischer Gegner im Dritten Reich, a. a. O., S. XI. 

9 Ebenda, S. XIII. 

10 Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit: Vom 
14. Juli 1933, RGBl. I, S. 480, abgedruckt in: Die Ausbürgerung deutscher Staatsangehöriger 1933-45 nach den 
im Reichsanzeiger veröffentlichten Listen, a. a. O, S. XLI. 
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Volk widersprechendes Verhalten ist insbesondere gegeben, wenn ein Deutscher der feindseligen 
Propaganda gegen Deutschland Vorschub geleistet oder das deutsche Ansehen oder Maßnahmen 
der nationalen Regierung herabzuwürdigen gesucht hat“.11 Nach § 2 Abs. 3 des Gesetzes oblag 
dem Reichsminister des Innern, „im Einvernehmen“ mit dem Reichsminister des Äußeren nach 
Anhörung der beteiligten Länderregierungen darüber zu entscheiden, ob die Voraussetzungen für 
die Ausbürgerungen gegeben waren.12  

Dass es dem NS-Regime neben der Ausbürgerung auch um die Zerstörung der materiellen Le
bensgrundlagen der Expatriierten ging, belegen die ihnen ebenfalls auferlegten Nebenstrafen. Das 
Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen Staatsange
hörigkeit vom 14. Juli 1933 hatte bereits Vermögensbeschlagnahmen und -konfiskationen zuguns
ten des Reiches sowie die Erstreckung der Ausbürgerung „auf den Ehegatten, auf die ehelichen 
oder an Kindesstatt angenommenen Kinder“ vorgesehen. Ab 1934 konnten den ausgebürgerten 
Emigranten auch akademische Grade aberkannt werden; die Entziehung oblag den Universitä
ten.13 Ab 1937 waren ausgebürgerte Emigranten und ihre Familienangehörige zudem vom Erb
recht ausgeschlossen und Schenkungen an sie verboten, auch sämtliche Versorgungsansprüche 
erloschen. Ab 1938 erfolgte ferner die Kriminalisierung der Ausbürgerung durch einen Vermerk 
im Strafregister.14 „In der Stringenz und Totalität der Maßnahmen, welche die Ausgebürgerten in 
der Gesamtheit ihrer Existenz erfassen und vernichten sollten, stand die Ausbürgerungspolitik 
der Nationalsozialisten einzigartig dar“, bilanziert der Jurist und Historiker Dieter Gosewinkel.15 

Der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit hatte für die Emigranten erhebliche Folgen, da sie 
in der Regel staatenlos wurden und damit unvermittelt jeden staatlichen Schutzanspruch verlo
ren. Der Erwerb einer neuen Staatsangehörigkeit im Gastland scheiterte oft an den dafür vorge
schriebenen Bedingungen. Am meisten hatten die unbekannten Emigranten unter dem Verlust 
ihres Passes zu leiden, während die Aufnahmeländer prominenten Schriftstellern, Künstlern und 
Wissenschaftlern den Erwerb ihrer Staatsangehörigkeit teilweise von sich aus anboten.16 

 

11 Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit, RGBl. I, S. 538, abgedruckt in: Die Ausbürgerung deutscher Staatsangehöriger 
1933-45 nach den im Reichsanzeiger veröffentlichten Listen, a. a. O, S. XLIII. 

12 Hans Georg Lehmann und Michael Hepp: Die individuelle Ausbürger deutscher Emigranten, In: Geschichte in 
Wissenschaft und Unterricht, Heft 3/1987, S. 163-172, hier: S. 163. Im Gegensatz zu den auf zwei Jahre befriste
ten Vorschriften über den Widerruf von Einbürgerungen in § 1 des Gesetzes galt § 2 unbefristet. 

13 Vgl. hierzu das Einleitungskapitel „Einer deutschen akademischen Würde unwürdig“. Ausbürgerung und Einzie
hung des Doktorgrades. In: Martin Schumacher: Ausgebürgert unter dem Hakenkreuz. Rassisch und politisch 
verfolgte Rechtsanwälte. Biographische Dokumentation einer Spurensuche zur deutschen Emigration nach 1933, 
Münster 2021, S. 66*-120*. 

14 Hans Georg Lehmann: Wiedereinbürgerung, Rehabilitation und Wiedergutmachung nach 1945. Zur Staatsange
hörigkeit ausgebürgerter Emigranten. In: Exilforschung. Ein internationales Jahrbuch, hrsg. im Auftrag der Ge
sellschaft für Exilforschung, Band 9: Exil und Remigration, München 1991, S. 90-103, hier: S. 91f. 

15 Dieter Gosewinkel: Einbürgern und ausschließen. Die Nationalisierung der Staatsangehörigkeit, a. a. O., S. 380. 

16 Ebenda, S. 377; Hans Georg Lehmann: Acht und Ächtung politischer Gegner im Dritten Reich, a. a. O., S. XV. 
Prominente Beispiele sind Thomas Mann und Albert Einstein, die die US-Staatsbürgerschaft erhielten. 
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2.2. Die 1. Ausbürgerungsliste vom 25. August 1933  

Mit Verweis auf § 2 des Gesetzes über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung 
der deutschen Staatsangehörigkeit erschien am 25. August 1933 die 1. Ausbürgerungsliste im 
Deutschen Reichsanzeiger.17 Zur Vorbereitung der Erstellung der Liste hatte am 16. August 1933 
im federführenden Reichsinnenministerium eine Besprechung stattgefunden, an der auch Vertre
ter des Auswärtigen Amtes, des Preußischen Innenministeriums und des Geheimen Staatspoli
zeiamtes teilnahmen. Die beteiligten Behörden waren sich darin einig, durch eine möglichst bald 
zu veröffentlichende 1. Liste von „besonders bekannten Persönlichkeiten der SPD, KPD, ferner 
von jüdischen und anderen Persönlichkeiten ein Exempel zu statuieren, von dem eine abschre
ckende Wirkung auf die gegen das nationale Deutschland gerichtete und im Ausland festgestellte 
Wühlarbeit erwartet werden könne“. Entscheidend für die Anwendung des Gesetzes solle in ers
ter Linie die „gegen die nationale Regierung gerichtete Hetzarbeit im Ausland sein“18. Vor einer 
endgültigen Entscheidung solle „in jedem einzelnen Falle eine Zusammenstellung der von ver
schiedenen Reichs- und Staatsbehörden vorgemerkten Gründe“19 vorbereitet werden. Für die Be
sprechung hatte das Reichsinnenministerium eine Liste mit 19 Namen vorgelegt, die auf Initia
tive des Geheimen Staatspolizeiamtes um weitere Namen ergänzt wurde, sodass die am 25. Au
gust 1933 veröffentlichte 1. Ausbürgerungsliste schließlich die Namen sowie Geburtsdaten und 
Geburtsorte von 33 bekannten emigrierten Reichsangehörigen aus Politik und Gesellschaft ver
zeichnete.20 Diese würden ausgebürgert, „weil sie durch ein Verhalten, das gegen die Pflicht zur 
Treue gegen Reich und Volk verstößt, die deutschen Belange geschädigt haben“, lautete die Be
gründung in der Bekanntmachung. Ferner werde ihr Vermögen beschlagnahmt.21 

Auf der 1. Liste vom 25. August 1933 standen prominente NS-Gegner wie der frühere Reichsmi
nisterpräsident Philipp Scheidemann, der SPD-Parteivorsitzende Otto Wels, der ehemalige SPD-

 

17 Liste 1. Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 198 vom 25.8.1933, abgedruckt in: Die 
Ausbürgerung deutscher Staatsangehöriger 1933-45 nach den im Reichsanzeiger veröffentlichten Listen, a. a. O, 
S. 3. 

18 Aufzeichnung über den wesentlichen Inhalt der Besprechung vom 16. August 1933 (Politisches Archiv des Aus
wärtigen Amtes, Band R 99638), zitiert nach: Klaus Pfeiffer, Joachim Rott: Die erste Ausbürgerungsliste vom 
25. August 1933, Berlin 2016, S. 14f. 

19 Aufzeichnung über den wesentlichen Inhalt der Besprechung vom 16. August 1933, zitiert nach: Joachim Rott: 
„Ich gehe meinen Weg ungehindert geradeaus“. Dr. Bernhard Weiß (1880-1951) Polizeivizepräsident in Berlin. 
Leben und Wirken, Berlin 2010, S. 141. 

20 Gegen die vom Reichsministerium des Innern vorgeschlagene Ausbürgerung Albert Einsteins hatte das Auswär
tige Amt „außenpolitische Bedenken“ geltend gemacht und auf „die nun einmal bestehende Weltgeltung“ Ein-
steins hingewiesen. Die Entscheidung wurde daher zunächst zurückgestellt. Einsteins Name stand dann auf der 
2. Ausbürgerungsliste vom 29. März 1934. (Joachim Rott: „Ich gehe meinen Weg ungehindert geradeaus“. 
Dr. Bernhard Weiß (1880-1951), a.  a. O., S. 141, Fußnote 547) Die 1. Ausbürgerungsliste sowie alle weiteren 
358 Ausbürgerungslisten sind abgedruckt in: Die Ausbürgerung deutscher Staatsangehöriger 1933-45 nach den 
im Reichsanzeiger veröffentlichten Listen. Herausgegeben von Michael Hepp. Eingeleitet von Hans Georg Leh
mann und Michael Hepp, Band 1: Listen in chronologischer Reihenfolge, München 1985. 

21 Die Entscheidung über die Ausdehnung der Ausbürgerung auf Familienangehörige wurde zunächst zurückge
stellt. (Liste 1. Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 198 vom 25.8.1933, abgedruckt in: 
Die Ausbürgerung deutscher Staatsangehöriger 1933-45 nach den im Reichsanzeiger veröffentlichten Listen, 
a.  a. O., S. 3f.) 

https://de.wikipedia.org/wiki/Reichsministerpr%C3%A4sident
https://de.wikipedia.org/wiki/Reichsministerpr%C3%A4sident
https://de.wikipedia.org/wiki/Philipp_Scheidemann
https://de.wikipedia.org/wiki/Otto_Wels
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Fraktionschef Rudolf Breitscheid, der KPD-Reichstagsabgeordnete Wilhelm Pieck, der Schriftstel
ler und Politiker Ernst Toller, der kommunistische Verleger Willi Münzenberg, die Schriftsteller 
Lion Feuchtwanger und Heinrich Mann, der Theaterkritiker Alfred Kerr, der Journalist und 
Schriftsteller Kurt Tucholsky, der Mathematiker Emil Julius Gumbel, der ehemalige preußische 
Innenminister und Berliner Polizeipräsident Albert Grzesinski, der frühere Berliner Polizeivize
präsident Bernhard Weiß und weitere Personen.22 Mehr als die Hälfte der mit der 1. Liste ausge
bürgerten Personen waren jüdischer Herkunft.23 

2.3. Exkurs: Die Ausbürgerung des Berliner Polizeivizepräsidenten Bernhard Weiß 

Der Berliner Polizeivizepräsident Bernhard Weiß wurde auf Betreiben des Geheimen Staatspoli
zeiamtes auf die 1. Ausbürgerungsliste vom 25. August 1933 gesetzt. Als Grund hierfür wurde 
dessen angebliche „Begünstigung der ostjüdischen Einwanderung“ während der Zeit der Weima
rer Republik angeführt.24 Dass Bernhard Weiß als hoher Verwaltungsbeamter neben bekannten 
Politikern, Schriftstellern und Wissenschaftlern auf der 1. Ausbürgerungsliste stand, hängt auch 
damit zusammen, dass er als Berliner Polizeivizepräsident seit Mitte der 1920er Jahre wiederholt 
mit Joseph Goebbels aneinandergeraten war. 

Der am 30. Juli 1880 in Berlin geborene Bernhard Weiß entstammte einem liberalen jüdischen 
Elternhaus. Er studierte Rechtswissenschaften in Freiburg, Berlin und München und legte 1903 
die erste juristische Staatsprüfung ab. Anschließend promovierte er mit einer Arbeit über die Ge
schäftsordnung des Reichstages.25 1904 trat Weiß als Freiwilliger in ein Kavallerieregiment in 
Bayern ein, wo er in den folgenden Jahren eine für einen ungetauften Juden damals ungewöhnli
che und steile militärische Karriere durchlief. Im Ersten Weltkrieg wurde er als Kommandeur ei
ner Sanitätskompanie zum Rittmeister befördert. Im Sommer 1918 erfolgte auf persönliche Ver
anlassung des letzten königlich-preußischen Innenministers Bill Drews die Berufung zum stell
vertretenden Leiter der Berliner Kriminalpolizei, nachdem er das bayerische Kriegsministerium 
zuvor um Weiß‘ Freigabe aus dem Militärdienst gebeten hatte.26 

 

22 Siehe zur Entstehung der 1. Ausbürgerungsliste und zu den Biografien der ausgebürgerten Personen: Klaus 
Pfeiffer, Joachim Rott: Die erste Ausbürgerungsliste vom 25. August 1933, Berlin 2016. 

23 Andreas Nachama: Vorwort. In: Klaus Pfeiffer, Joachim Rott: Die erste Ausbürgerungsliste vom 25. August 1933, 
Berlin 2016, S. 8. 

24 Joachim Rott: „Ich gehe meinen Weg ungehindert geradeaus“. Dr. Bernhard Weiß (1880-1951), a.  a. O., S. 141 

25 Bernhard Weiß: Der Deutsche Reichstag und seine Geschäftsordnung, Berlin 1906. In der 76-seitigen Arbeit wer
den in drei Kapiteln zum einen von dem erlassenen Gesetz aus (de lege lata) und zum anderen vom Standpunkt 
des zukünftigen Rechts aus (de lege ferenda) Fragen der Ergänzung, Auslegung und Änderung der Geschäftsord
nung des Reichstages behandelt. Im Kapitel über das rechtliche Wesen der Geschäftsordnung arbeitete Weiß 
heraus, dass die Quelle der Autonomie des Reichstages die Verfassung sei und dass die Freiheit des Reichstages 
bei der Aufstellung der Geschäftsordnung ihre Grenzen an der Reichsverfassung finde. Er setzte sich auch mit 
der seiner Ansicht nach „grundfalschen“ herrschenden Meinung in der damaligen Staatsrechtslehre auseinan
der, wonach nicht die Reichstagsmehrheit, sondern der Reichstagspräsident befugt sei, die Geschäftsordnung 
„auszuleben“. (Joachim Rott: „Ich gehe meinen Weg ungehindert geradeaus“, Dr. Bernhard Weiß (1880-1951), 
a. a. O., S. 26f.) 

26 Ebenda, S. 35f. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Rudolf_Breitscheid
https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_Pieck
https://de.wikipedia.org/wiki/Ernst_Toller
https://de.wikipedia.org/wiki/Willi_M%C3%BCnzenberg
https://de.wikipedia.org/wiki/Lion_Feuchtwanger
https://de.wikipedia.org/wiki/Heinrich_Mann
https://de.wikipedia.org/wiki/Alfred_Kerr
https://de.wikipedia.org/wiki/Kurt_Tucholsky
https://de.wikipedia.org/wiki/Emil_Gumbel
https://de.wikipedia.org/wiki/Preu%C3%9Fen
https://de.wikipedia.org/wiki/Albert_Grzesinski
https://de.wikipedia.org/wiki/Bernhard_Wei%C3%9F_(Jurist)
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Nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch vom März 1920 wurde der Aufbau einer politischen Polizei als 
Abteilung I A innerhalb der Kriminalpolizei beschlossen und Bernhard Weiß mit dessen Leitung 
betraut. In seine Amtszeit fiel u.a. die Verfolgung der Mörder von Reichsaußenminister Walther 
Rathenau. Als überzeugter Anhänger der Republik und Mitglied der Deutschen Demokratischen 
Partei (DDP) sowie als Verfechter einer rechtsstaatlichen Polizei machte er sich sowohl bei links- 
als auch rechtsextremen Gegnern der Republik schon früh unbeliebt. Nach einer kurzfristigen 
Versetzung in die Polizeiabteilung des preußischen Innenministeriums, wo er den Aufbau eines 
Landeskriminalpolizeiamtes konzipierte, setzte er seine steile Karriere im Berliner Polizeidienst 
fort: 1925 wurde er erst Chef der Kriminalpolizei und ab 1927 Berliner Polizeivizepräsident.27 

In seinem neuen Amt geriet Weiß bald in Konflikt mit Joseph Goebbels, der auf Weisung Hitlers 
im November 1926 die Gauleitung der NSDAP in Berlin-Brandenburg übernommen hatte. Für 
Goebbels war Weiß das perfekte Hassobjekt – ein liberaler Jude, der nach einer Karriere in der Ar
mee als hochdekorierter Frontkämpfer eine hohe zivile Machtposition in der ungeliebten Repub
lik erlangt hatte. In dem von ihm gegründeten Propagandablatt „Der Angriff“ überzog Goebbels 
Bernhard Weiß mit antisemitischen Schmähungen und diffamierenden Karikaturen und verun
glimpfte ihn öffentlich als „Isidor“28 Weiß. In mehr als 60 Strafanzeigen wegen Beleidigung und 
übler Nachrede setzte er sich juristisch erfolgreich gegen Goebbels zu Wehr.29 

Große öffentliche Aufmerksamkeit erregte ein von Weiß persönlich geleiteter Polizeieinsatz im 
Plenarsaal des Reichstages am 12. Mai 1932. Anlass war, dass am Vormittag desselben Tages vier 
NSDAP-Abgeordnete den Publizisten Helmuth Klotz, der bis Mitte der 1920er Jahre der NSDAP 
angehört hatte, zusammengeschlagen hatten, als dieser mit dem SPD-Vorsitzenden Otto Wels im 
Restaurant des Reichstages saß. Reichstagspräsident Paul Löbe schloss die vier NSDAP-Abgeord
neten für 30 Tage vom Sitzungsbetrieb aus. Da sie sich trotz mehrmaliger Aufforderung weiger
ten, den Plenarsaal zu verlassen, gab Löbe in der Plenarsitzung bekannt, dass er der Polizei die 
Befugnis zur Verfolgung der im Hause verübten Straftat erteilt habe. Der von Weiß geleitete Poli
zeieinsatz im Plenarsaal, der von „Isidor“-Rufen der NSDAP-Fraktion begleitet wurde, blieb zu
nächst ohne Erfolg. Die vier Abgeordneten stellten sich aber später und wurden verhaftet.30 

In Folge der Absetzung der preußischen Landesregierung mithilfe einer Notverordnung von 
Reichspräsident Hindenburg am 20. Juli 193231 verlor auch die Führungsspitze des Berliner Poli
zeipräsidiums – Polizeipräsident Albert Grzesinski, Vizepolizeipräsident Bernhard Weiß und der 
Kommandeur der preußischen Schutzpolizei Magnus Heimannsberg – ihre Ämter und wurde 

 

27 Ebenda, S. 38-68. 

28 Goebbels gab Weiß diesen Namen, da Isidor schon lange als typischer Judenname „mit typisch ostjüdischem 
Hauch und ostjüdischer Konnotation“ galt. (Vgl. hierzu ausführlich: Dietz Bering: Kampf um Namen. Bernhard 
Weiß gegen Joseph Goebbels, Stuttgart 1991) 

29 Joachim Rott: „Ich gehe meinen Weg ungehindert geradeaus“. Dr. Bernhard Weiß (1880-1951), a. a. O., S. 83. 

30 Ebenda, S. 88-94. 

31 Durch den sogenannten „Preußenschlag“ wurden der preußische Ministerpräsident Otto Braun und Innenminis
ter Carl Severing (beide SPD) entlassen. Zum Reichskommissar in Preußen ernannte Hindenburg Reichskanzler 
Franz von Papen. Nachfolger von Innenminister Severing wurde der Essener Oberbürgermeister Franz Bracht, 
der als Stellvertreter von Papens die Regierungsgeschäfte in der „roten Festung“ Preußen führte. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Albert_Grzesinski
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kurzzeitig inhaftiert. Nachdem die Betroffenen schriftlich erklärt hatten, sich jeder weiteren 
dienstlichen Maßnahmen zu enthalten, wurden sie noch am selben Tag freigelassen.32 Auch nach 
der Machtübernahme durch die NSDAP lebte Bernhard Weiß zunächst weiter in Berlin. Als seine 
Wohnung am Abend der Reichstagswahlen vom 5. März 1933 von der SA gestürmt und geplün
dert wurde, entkam er gerade noch durch den Hinterausgang und floh zusammen mit seiner Frau 
Lotte nach Prag, da Haftbefehl gegen ihn erlassen und ein Kopfgeld auf ihn ausgesetzt wurde. Im 
September 1933, kurz nach seiner Ausbürgerung, gelangte Weiß zusammen mit seiner Frau mit 
tschechischen Pässen nach London, wo er ein kleines grafisches Unternehmen aufbaute. Dass er 
dort nach dem Kriegseintritt Großbritanniens im September 1939 als „feindlicher Ausländer“ in
terniert wurde, nahm er mit sarkastischem Humor und nannte die zweimonatige Zeit im Lager 
„die schönsten Ferien seines Lebens“.33 1949 besuchte Weiß erstmals nach seiner Emigration 
wieder Berlin. Der Regierende Bürgermeister Ernst Reuter bot ihm einen Beraterposten beim Wie
deraufbau der Berliner Polizei an, den er anzunehmen beabsichtigte, wegen eines Krebsleidens 
aber nicht mehr antreten konnte. Bernhard Weiß starb am 29. Juli 1951 in London. Kurz zuvor 
hatte er von der deutschen Botschaft in London die Nachricht seiner Wiedereinbürgerung erhal
ten, die er im April 1951 beantragte hatte. Da ihm die Einbürgerungsurkunde nicht mehr persön
lich ausgehändigt werden konnte, ist eine rechtskräftige Wiedereinbürgerung nicht erfolgt.34 

2.4. Die Entwicklung der NS-Ausbürgerungspraxis und der zunehmende Einfluss der SS 

In den ersten Jahren der NS-Herrschaft wurde vor allem „hochgestellten Persönlichkeiten“ des 
Exils aus politischen Gründen die deutsche Staatsangehörigkeit aberkannt. Betroffen von diesen 
frühen Ausbürgerungen waren neben KPD- und SPD-Politikern vor allem „linke“ Schriftsteller, 
Publizisten, Künstler und Wissenschaftler. Ab 1937 wurden verstärkt Juden, die auch zuvor 
schon von Ausbürgerungen betroffen waren, wenn sie den genannten politischen Parteien und 
gesellschaftlichen Kreisen angehörten, aus rassischen Gründen ausgebürgert, sodass die politi
sche Motivation bei der Expatriierung allmählich in den Hintergrund trat.35  

Nach der ersten Veröffentlichung vom August 1933 wurden im Folgejahr zwei weitere Ausbürge
rungslisten im Reichsanzeiger publiziert, die 65 Personen betrafen. Aus außenpolitischen Erwä
gungen und mit Rücksicht auf das negative Echo, die die Veröffentlichung der 1. Liste mit be
kannten Persönlichkeiten international hervorgerufen hatte, versuchte der Reichsinnenminister 
im März 1934, die Flut der eingegangenen  Ausbürgerungsvorschläge zunächst einzudämmen: 
„Auf mein Rundschreiben vom 22. Juli 1933 (…) sind mir zahlreiche Vorschläge für die Aberken
nung der deutschen Staatsangehörigkeit zugegangen, von denen nur ein verhältnismäßig kleiner 
Teil berücksichtigt werden konnte. (…) Die Aberkennung der Staatsangehörigkeit (…) ist als 
schwere entehrende Strafe aufzufassen. (…) Auch wegen des Eindrucks, den die Aberkennung 
der Staatsangehörigkeit auf die Öffentlichkeit machen soll, ist es geboten, die Schärfe dieser 

 

32 Joachim Rott: „Ich gehe meinen Weg ungehindert geradeaus“. Dr. Bernhard Weiß (1880-1951), a. a. O., S. 98-
107. 

33 Dietz Bering: Kampf um Namen. Bernhard Weiß gegen Joseph Goebbels, a. a. O, S. 389. 

34 Dies teilten die Berliner Behörden seiner Tochter Hilde Middleton 1952 auf Nachfrage mit. (Joachim Rott: „Ich 
gehe meinen Weg ungehindert geradeaus“. Dr. Bernhard Weiß (1880-1951), a. a. O., S. 154-158) 

35 Hans Georg Lehmann: Wiedereinbürgerung, Rehabilitation und Wiedergutmachung nach 1945, a. a. O., S. 90. 
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Waffen nicht durch allzu häufigen Gebrauch abzunutzen. Durch Massenausbürgerungen würde 
der Gesamteindruck und damit auch der Erfolg beeinträchtigt werden.“36 

Ab 1936 erlangte das Geheime Staatspolizeiamt sukzessive die Definitions- und Entscheidungs
macht darüber, wer ausgebürgert werden sollte.37 In der Regel fertigten zunächst lokale Stellen 
der Geheimen Staatspolizei einen Ausbürgerungsvorschlag, der die Ausbürgerung mit gemein
schaftswidrigem Verhalten begründete, und übersandten ihn an das Geheime Staatspolizeiamt 
(ab 1939 an das Reichssicherheitshauptamt). Den förmlichen Ausbürgerungsantrag richtete seit 
1936 der Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei im Reichsministerium des Innern an 
die Abteilung I des Ministeriums; gleichzeitig wurde der Antrag an das Auswärtige Amt mit der 
Bitte um Zustimmung übersandt, die zumeist unverzüglich und ohne Änderungen erfolgte.38 Aus 
der scharfen Waffe, die nicht durch massenhaften Gebrauch abgestumpft werden sollte, wurde 
infolge der von der Geheimen Staatspolizei im Frühjahr 1936 erstmals geforderten erweiterten 
Anwendung von § 2 des Gesetzes vom 14. Juli 1933 allmählich „ein effizientes bürokratisches 
Werkzeug politischer und vor allem rassischer Verfolgung“, dessen Verwaltungsabläufe zuneh
mend schematisiert und vereinfacht wurden.39 

Zur Ausweitung der Ausbürgerungspraxis trug maßgeblich ein Erlass des Reichsführers-SS und 
Chefs der Deutschen Polizei, Heinrich Himmler, vom 30. März 1937 bei.40 Fortan sollten keine 
„zeitraubenden Ermittlungen“ zur individuellen Begründung der Ausbürgerungen mehr ange
stellt werden. Nur bei „deutschblütigen“ Emigranten müsse weiterhin nachgewiesen werden, 
dass sich „staatsfeindliches Verhalten unter besonders erschwerenden Umständen abgespielt“ 
habe, während es bei „Spitzenfunktionären der ehem. KPD, SPD und der ihnen angeschlossenen 
Organisationen (Reichstagsabgeordnete, Landtagsabgeordnete usw.)“, die sich im Ausland 

 

36 Rundschreiben des Reichsministers des Innern an die Regierungen der Länder vom 24. März 1934, abgedruckt 
in: Martin Schumacher: Ausgebürgert unter dem Hakenkreuz. Rassisch und politisch verfolgte Rechtsanwälte, 
a. a. O., S. 149f*. 

37 Allerdings blieb das Auswärtige Amt ein wichtiger Akteur. Schon 1933 hatte es die Auslandsmissionen ange
wiesen, Emigranten zu observieren und über ihre Tätigkeit zu berichten. Diese Erlasse verschärfte es nach und 
nach. Durch diese „Hilfsdienste für die Gestapo“ sei „der Auswärtige Dienst immer mehr zu einem verlängerten 
Arm des NS-Regimes“ geworden, urteilt Hans Georg Lehmann. (Hans Georg Lehmann: Acht und Ächtung politi
scher Gegner im Dritten Reich, a. a. O., S. XIII; vgl. hierzu auch: Eckart Conze, Norbert Frei, Peter Hayes, Moshe 
Zimmermann: Das Amt und die Vergangenheit. Deutsche Diplomaten im Dritten Reich und in der Bundesre
publik, München 2010, S. 76-88; Alexander Stephan: Kein Ort. Nirgends. Die Ausbürgerung und Überwachung 
deutscher Exilanten durch Behörden des Dritten Reichs. In: Katastrophen und Utopien. Exil und innere Emigra
tion (1933-1945), hrsg. von Hermann Haarmann, Berlin 2002, S. 29-51) Von der Kollaboration zeugen auch die 
im Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes überlieferten umfangreichen Ausbürgerungsakten, die zu jeder in 
den Ausbürgerungslisten verzeichneten Person angelegt wurden. Von der Forschung sind diese umfangreichen 
Aktenbestände bisher nur selten herangezogen worden. (Martin Schumacher: Ausgebürgert unter dem Haken
kreuz. Rassisch und politisch verfolgte Rechtsanwälte, a. a. O., S. 36) 

38 Ebenda, S. 219; Herbert E. Tutas: Nationalsozialismus und Exil. Die Politik des Dritten Reiches gegenüber der 
deutschen politischen Emigration, München/Wien 1975, S. 160. 

39 Martin Schumacher: Ausgebürgert unter dem Hakenkreuz. Rassisch und politisch verfolgte Rechtsanwälte, 
a. a. O., S. 58. 

40 Geheimerlass des Reichsführers-SS und Chefs der Deutschen Polizei im Reichsministerium des Innern an das 
Geheime Staatspolizeiamt vom 30. März 1937, abgedruckt in: Hans Georg Lehmann: In Acht und Bann. Politi
sche Emigration, NS-Ausbürgerung und Wiedergutmachung am Beispiel Willy Brandts, München 1976, S. 287f. 
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aufhielten, grundsätzlich vorausgesetzt werden könne. Eine wesentliche Verschärfung und Aus
weitung der Ausbürgerungen bedeutete der Himmler-Erlass für emigrierte Juden: „Bevorzugt soll
ten Juden ‚als weitaus größter Block innerhalb der deutschen Emigration‘ ausgebürgert werden, 
wenn sie sich ‚rassenschänderisch‘ betätigt, die Linksparteien und ihre Nebenorganisationen ir
gendwie gefördert, gegen Steuer-, Devisen- und Strafgesetze verstoßen oder die Volkswirtschaft 
sonst wie ‚geschädigt‘“41 hätten, hebt der Politikwissenschaftler Hans Georg Lehmann hervor. An 
die Stelle politischer Beweggründe, die eine Strafexpatriation rechtfertigten, seien vornehmlich 
rassisch begründete „Massenausbürgerungen“ getreten.42 

Dieser Paradigmenwechsel lässt sich auch an den Ausbürgerungszahlen ablesen. Wurden im 
Reichsanzeiger nach der 1. Ausbürgerungsliste vom August 1933 mit 33 expatriierten Personen 
bis Ende 1936 lediglich sechs weitere Ausbürgerungslisten mit 258 betroffenen Personen veröf
fentlicht, folgten von 1937 bis April 1945 352 weitere Ausbürgerungslisten. Von diesen individu
ell-fakultativen Strafexpatriationen nach § 2 des Gesetzes waren insgesamt 39.006 Personen be
troffen. Besonders in den Kriegsjahren 1939 (9.389 Personen), 1940 (10.105 Personen) und 1941 
(7.435 Personen) stieg die Zahl der Ausgebürgerten stark an.43 Die 359. und letzte Ausbürgerungs
liste wurde noch einen Monat vor dem Kriegsende, am 7. April 1945, veröffentlicht und betraf 
23 Personen. 

2.5. Von der individuell-fakultativen zur kollektiv-automatischen Ausbürgerung von Juden:  
die 11. Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941  

Bei den aufgrund des Gesetzes über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit vorgenommenen Ausbürgerungen handelte es sich, auch wenn sie 
ab 1939 immer mehr Personen betrafen, rechtlich gesehen um Einzelakte, wie der Rechtswissen
schaftler Ingo von Münch betont hat.44 Eine Kollektivausbürgerung von Juden sah erst die 
11. Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941 vor, die in § 1 bestimmte: „Ein 
Jude, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, kann nicht deutscher Staatsangehöri
ger sein. Der gewöhnliche Aufenthalt im Ausland ist dann gegeben, wenn sich ein Jude im Aus
land unter Umständen aufhält, die erkennen lassen, daß er dort nicht nur vorübergehend ver
weilt.“45 Mit dieser Verordnung verloren deutsche Juden ohne Prüfung des Einzelfalles die deut
sche Staatsangehörigkeit, sofern sie sich im Ausland aufhielten oder dorthin begaben. Die Maß
nahme stand im Zusammenhang mit der „Endlösung der Judenfrage“, da sie auf jene deutschen 
Juden abzielte, die von den Nationalsozialisten außerhalb der Reichsgrenzen in 

 

41 Hans Georg Lehmann: Acht und Ächtung politischer Gegner im Dritten Reich, a. a. O., S. XIV. 

42 Ebenda, S. XIV. 

43 Der Anstieg wird in der Literatur darauf zurückgeführt, dass die Strafexpatriation nach § 2 des Ausbürgerungs
gesetzes auf weitere, dem Deutschen Reich „eingegliederte“ Gebiete (u. a. die „Ostmark“, das „Sudetenland“, 
Eupen, Malmedy und Moresnet sowie annektierte polnische Gebiete) sowie das besetzte Frankreich ausgeweitet 
wurde. (Michael Hepp: Wer Deutscher ist, bestimmen wir, a. a. O., S. XXXIff., Zahlenangaben: Ebenda, S. XXV) 

44 Ingo von Münch: Die Staatsangehörigkeit unter dem NS-Regime. In: Ingo von Münch: Die deutsche Staatsange
hörigkeit. Vergangenheit - Gegenwart - Zukunft, Berlin, New York 2007, S. 59-76, hier S. 70f. 

45 Elfte Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941, RGBl. I, S. 722, zitiert nach: Ebenda, S. 70f. 
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Konzentrationslager deportiert und dort ermordet wurden.46 Mit diesem „rassenideologischen Ex
zess“ (Hans Georg Lehmann) wurden schätzungsweise 250.000 bis 280.000 deutsche Juden kol
lektiv ausgebürgert sowie die Beschlagnahme ihres Vermögens vereinfacht.47  

3. Die Frage der Wiedereinbürgerung von zwangsausgebürgerten NS-Emigranten nach 1945 

Das Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen Staats
angehörigkeit wurde – im Gegensatz etwa zu den Nürnberger Gesetzen – von den Alliierten nach 
dem Kriegsende am 8. Mai 1945 nicht förmlich außer Kraft gesetzt. Die aufgrund von § 2 des Ge
setzes individuell ausgebürgerten Emigranten waren daher, wenn sie in das von den Alliierten in 
vier Besatzungszonen geteilte Deutschland zurückkehren wollten, weiterhin staatenlos.48 Ein 
vom Alliierten Kontrollrat vorbereiteter Gesetzentwurf „Über die Wiederaufnahme der deutschen 
Staatsangehörigkeit durch deutsche Ausgebürgerte“, der laut Präambel dazu beitragen sollte, „das 
von dem nationalsozialistischen Regime Deutschlands begangene Unrecht soweit wie möglich 
wieder gutzumachen“, sah vor, „denjenigen Personen, die deutsche Staatsangehörigkeit wieder 
zu verleihen, denen sie aus politischen oder Rasse-Gründen entzogen wurde, falls sie den 
Wunsch haben, diese Staatsangehörigkeit wieder anzunehmen.“49 Aufgrund der zunehmenden 
Dissonanzen zwischen den alliierten Siegermächten im Zuge des sich verschärfenden Kalten 
Krieges trat das geplante Gesetz nicht in Kraft. Es blieb daher den Deutschen überlassen, zu re
geln, was die Besatzungsmächte begonnen, aber nicht abgeschlossen hatten. 

Am 2. Dezember 1947 verabschiedete der Länderrat der US-Besatzungszone das Gesetz „Über die 
Staatsangehörigkeit der Ausgebürgerten“. Im Gegensatz zum Entwurf des alliierten Kontrollrates, 
der keinen Zweifel daran gelassen hatte, dass die politischen und rassischen Ausbürgerungen des 
NS-Regimes Unrecht und insoweit nichtig seien, betrachtete das Länderratsgesetz die NS-Aus
bürgerungen als juristisch gültig. Statt die ihnen nach Recht und Gerechtigkeit zustehende Wie
dergutmachung billigte das Länderratsgesetz den Ausgebürgten nur eine Rehabilitation zu. Im 
Rahmen einer Einzelfallprüfung blieb es den Ausgebürgerten überlassen, „in einer Art Wieder
aufnahmeverfahren“ nach teilweise „entwürdigenden Ermittlungen“ den Behörden gegenüber 
nachzuweisen, dass sie ihre Staatsangehörigkeit zu Unrecht verloren hatten, urteilt Hans Georg 
Lehmann.50 

Im Parlamentarischen Rat, der seine Verfassungsberatungen am 1. September 1948 aufnahm, wa
ren auch ehemals ausgebürgerte Remigranten vertreten, darunter Fritz Löwenthal, Rudolf Katz 
und Friedrich Wilhelm Wagner (alle SPD). Sie setzten sich erfolgreich für eine Verankerung der 

 

46 Vgl. zu Entstehung und Intention der 11. Verordnung zum Reichsbürgergesetz: Martin Dean: The Development 
and Implementation of Nazi Denaturalization and Confiscation Policy up to the Eleventh Decree to the Reich 
Citizenship Law. In: Holocaust and Genocide Studies 16 (2002), pp. 217-242. 

47 Hans Georg Lehmann: Wiedereinbürgerung, Rehabilitation und Wiedergutmachung nach 1945, a. a. O., S. 91. 

48 Martin Schumacher: Ausgebürgert unter dem Hakenkreuz. Rassisch und politisch verfolgte Rechtsanwälte, 
a. a. O., S. 46. 

49 Zitiert nach: Hans Georg Lehmann: Wiedereinbürgerung, Rehabilitation und Wiedergutmachung nach 1945, 
a. a. O, S. 93. 

50 Ebenda, S. 94-96. 
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Wiedergutmachung der NS-Ausbürgerungen im Grundgesetz ein. Art. 116 Abs. 2 GG bestimmt: 
„Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 
die Staatsangehörigkeit aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen entzogen worden ist, 
und ihre Abkömmlinge sind auf Antrag wieder einzubürgern. Sie gelten als nicht ausgebürgert, 
sofern sie nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen haben und nicht ei
nen entgegengesetzten Willen zum Ausdruck gebracht haben.“51  

Die Väter und Mütter des Grundgesetzes hatten damit in der Verfassung eine Wiedergutma
chungsnorm verankert, die von der Nichtigkeit der NS-Ausbürgerungen ausging. Die Verfas
sungswirklichkeit sah jedoch anders aus. Zentral war die Frage, ob die Ausbürgerungen als gültig 
und wirksam anzusehen seien oder nicht. Die für Einbürgerungen zuständigen Landesbehörden 
legten die Ausführungsbestimmungen häufig restriktiv aus und erschwerten insbesondere den 
Ausgebürgerten im Ausland, ihren Rechtsanspruch auf Repatriierung wahrzunehmen.52 Für 
rechtliche Klarheit sorgte erst die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Februar 
1968, die die Wirksamkeit der NS-Ausbürgerungen verneinte.53 Diese hätten darauf abgezielt, vor 
allem die Juden „physisch und materiell zu vernichten“, was in einem derartigen Ausmaß gegen 
Recht und Gerechtigkeit verstoße, dass die Ausbürgerungen von Anfang an als nichtig zu betrach
ten seien. Wer aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen expatriiert worden sei, habe 
folglich die deutsche Staatsangehörigkeit nicht verloren, ausgenommen jene, die sie nicht besit
zen wollten. Damit war klargestellt, dass Artikel 116 Abs. 2 GG es den NS-Opfern und ihren 
Nachkommen überlässt, das ihnen angetane „faktisch gesetzliche Unrecht“ entweder durch 
Wohnsitzbegründung im Inland oder Antragstellung aus dem Ausland zu beseitigen.54 
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